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Der Bundesminister für Verkehr 

See 7/00.02,11-1/7 BM 72 


Bonn, den 17. April 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Soziale Lage in der deutschen Seeschiffahrt: 

1. Unfälle in der deutschen Seeschiffahrt 

2. Arbeitsschutz in der deutschen Seeschiffahrt 

3. Arbeitserlaubnis für Seeleute 

4. Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Orgaß, Mursch (Soltau-Harburg), Rollmann, Baron von 
Wrangel, Müller (Remscheid), Zink, Link, Müller (Berlin), Geisenhofer und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/3108 — 


Die Anfrage wird - hinsichtlich der Fragen zu 1 bis 3 
im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung - wie folgt beantwortet: 


1.1 Ist der Bundesregierung bekannt, das nach 
Angaben der Seeberufsgenossenschaft die Un- 
fälle mit Todesfolge in der deutschen See- 
schiffahrt im Jahre 1969 107 und im Jahre 1970 
bereits 185 betrugen, und worauf ist diese Stei- 
gerung von 73®/o innerhalb eines Jahres zurück- 
zuführen? 

Der Bundesregierung sind die Angaben der See- 
Berufsgenossenschaft über tödliche Unfälle bekannt. 
Von den 107 im Jahre 1969 bzw. 185 im Jahre 1970 
gemeldeten tödlichen Unfällen konnten jedoch nur 
61 bzw. 109 Unfälle als Arbeitsunfälle anerkannt 
werden. Diese Differenz zwischen den Zahlen über 
gemeldete Unfälle und anerkannte Arbeitsunfälle 
beruht auf vorsorglichen Meldungen über Todes- 
fälle, die, wie sich später herausstellte, keine Unfälle 
bei der Arbeit waren. Die See-Berufsgenossenschaft 
vermag die Steigerung zwischen 1969 und 1970 nicht 
zu erklären. Die Gesamtzahl der gemeldeten Unfälle 
ist mit 10 385 im Jahre 1970 gegenüber 10 518 im 
Jahre 1969 nahezu konstant geblieben. Im Jahre 
1971 ereigneten sich 121 tödliche Unfälle, von denen 
71 als Arbeitsunfälle anerkannt wurden. 


1.2 Wie hoch sind die durch Unfälle in der deut- 
schen Seeschiffahrt verursachten Invaliditäts- 
fälle (Voll- und Teilinvaliden) in absoluten 


und relativen Zahlen 1970, und, falls sie ge- 
stiegen sind, worauf werden diese Unfälle 
zurückgeführt? 

Im Jahre 1970 entfallen von den 281 erstmals ent- 
schädigten Fällen*) (unfallbedingte „Invaliditäts- 
fälle") auf eine Minderung der Erwerbsfähigkeit: 




1969 

v.H. 

1970 

v. H. 

bis 20 Vo 


172 

64,18 

166 

59,15 

über 20 ®/o bis 

30 »/o 

60 

22,40 

68 

24,22 

über 30 Vo bis 

40 »/o 

17 

6,34 

16 

5,70 

über 40 Vo bis 

50 o/o 

2 

0,75 

13 

4,64 

über 50 Vo bis 

60 »/o 

4 

1,49 

5 

1,79 

über 60 Vo bis 

70 »/o 

1 

0,37 

7 

2,49 

über 70 Vo bis 

80 »/o 

7 

2,61 

1 

0,36 

über 80 Vo bis 

90 0/0 

1 

0,37 

— 

— 

über 90 «/o bis 100 »/o 

4 

268 

1,49 

5 

281 

1,78 

Den Anstieg 

um 13 

Fälle 

kann die 

See-BG 

nicht 


erklären. 


1.3 Wie hoch ist die Gesamtzahl aller Unfälle mit 
Personenschaden in der deutschen Seeschif- 
fahrt in absoluten und relativen Zahlen 1970 
auch im Vergleich zu den Vorjahren ab 1965? 

Die Gesamtzahl der Unfälle und Berufskrankheiten 
und Wegeunfälle mit Personenschaden ergibt sich 
aus der nachstehenden Übersicht für das Bord- und 
Landpersonal: 

*) ohne erstmals entschädigte tödliche Unfälle 
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Anerkannte Unfälle und Berufskrankheiten Davon meldepflichtige Unfälle *) 

und Berufskrankheiten 



insgesamt 

davon 

Wegeunfälle 

auf 1000 
Versicherte 

insgesamt 

davon 

Wegeunfälle 

Todesfälle 

auf 1000 
Versicherte 

1965 

9 374 

268 

149 

4 971 

196 

86 

79 

1966 

9 219 

283 

144 

4817 

186 

61 

75 

1967 

8 952 

279 

137 

4 738 

174 

110 

72 

1968 

8 757 

251 

131 

4 593 

171 

59 

69 

1969 

9 029 

305 

136 

4 945 

203 

60 

74 

1970 

8 820 

310 

130 

4915 

198 

104 

72 


*) Unfälle mit mehr als drei Tagen Arbeitsunfähigkeit 


1.4 Wie verteilen sich diese Unfälle auf die Fahr- 
zeuge mit den Fahrterlaubnisscheinen für die 
Große, Mittlere und Kleine Fahrt, zu den Fra- 
gen unter 1.1 bis 1.3? 

Hierüber liegen der Bundesregierung keine Angaben 
vor. 


1.5 Wie verteilen sich die Unfälle auf deutsche 
und ausländische Arbeitnehmer, und wie ver- 
teilen sich die Unfälle auf die einzelnen Dienst- 


grade auch im Vergleich zu den Vorjahren 
seit 1965 zu den Fragen unter 1.1 bis 1.3? 


' Die Angaben ergeben sich für die Jahre 1969 und 
1970 aus den nachstehenden Aufstellungen (Anlage). 
Angaben für die Jahre 1965 bis 1968 liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Die Aufstellungen ent- 
halten auch Angaben für die Seefischerei und bezie- 
hen sich in der Aufstellung b) auch auf nichtmelde- 
pflichtige Unfälle. 


Anlage zu 1.5 

a) Unfallhäufigkeit bei ausländischem Bordpersonal 

Versicherte Meldepflichtige Arbeits- und Wegeunfälle *) 


1970 (1969) 

(Jahresmittel- 



davon 

davon Todesfälle Unfälle auf 


werte) 


Wegeunfälle 


1000 Versicherte 

Bordpersonal 

56 770 

4 573 


98 

101 


81 

insgesamt 

(55 626) 

(4 643) 


(107) 

( 58) 


(83) 

davon Deutsche 

46 537 

3 779 


94 

79 


81 


(48 408) 

(4 110) 


(104) 

( 54) 


(85) 

Ausländer 

10 233 

794 


4 

22 


78 

insgesamt 

( 7 218) 

( 533) 


( 3) 

( 4) 


(74) 

*) ohne Berufskrankheiten 








b) Verteilung der Unfälle auf die einzelnen Dienstgrade 



1970 (1969) 

Eigner Nautische 

Maschinen- 

Decks- 

Maschinen- 

Küchen- 

Bedienungs- 

sonstiges 


Offiziere 

offizier 

Personal 

personal 

personal 

personal 

Personal 

Kauffahrtei 

638 

760 

2 890 

1 041 

489 

474 

187 


(634) 

(785) 

(2 913) 

(1 068) 

(458) 

(395) 

(159) 

Hochseefischerei 

2 92 

6 

614 

174 

66 


68 


( 7) (129) 

( 6) 

( 771) 

( 206) 

( 69) 


(118) 

Küstenfischerei 

228 3 


36 




— 


(305) ( 4) 


( 33) 




( 1) 

Unfälle des ge- 







422 

samten Bord- 







(370) 

personals an Land 








Landangestellte 







630 


( 598 ) 
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1.6 Wie groß sind materielle Schiffsunfälle in 
absoluten und relativen Zahlen (Kollisionen, 
Strandungen, Totalverluste usw.) in der deut- 
schen Seeschiffahrt 1970 auch im Vergleich zu 
den Vorjahren, und worauf waren diese in der 
Hauptsache zurückzuführen? 

Die Auswertung der Seeamtssprüche der Jahre 1968 
bis 1970 ergibt folgende Übersichten: 


Die Bundesregierung hat mehrere, seit Erlaß des 
Seemannsgesetzes 1957 immer dringender geforderte 
Arbeitsschutzverordnungen inzwischen erlassen, und 
zwar die Arbeitszeitnachweisverordnung 1968, die 
Seediensttauglichkeitsverordnung 1970 und die 
Krankenfürsorgeverordnung, die im April verkündet 
wird. Der Entwurf einer Verordnung über die Unter- 
j bringung der Besatzungsmitglieder an Bord von See- 


a) 

Unfallart 

Zahl 

1970 
V. H. 

BRT 

Zahl 

1969 

v.H. 

BRT 

Zahl 

1968 
V. H. 

BRT 

Grundberührung, Fest- 
kommen, Strandung 

16 

9 

26 173 

27 

17 

120 285 

33 

23 

82 422 

Zusammenstoß 
mit Schiffen 

117 

69 

205 392 

105 

66 

163 656 

79 

54 

158 639 

anderen Gegenständen 

10 

6 

7 312 

7 

4 

22 108 

6 

4 

31 169 

sonstige Verkehrsunfälle 

5 

3 

1 610 

2 

1 

83 

6 

4 

8 286 

Schiffsbetriebsunfälle 

22 

13 

40 818 

19 

12 

25 619 

22 

15 

26 251 

Insgesamt 

170 

100 

281 845 

160 

100 

331 751 

146 

100 

306 767 

darunter Totalverluste 

11 


4 121 

11 


7 094 

13 


5 168 

b) Die häufigsten Unfallarten 



! 

schiffen 

ist fertiggestellt. 

Sie kann 

dem 

Bundesrat 


im Jahresmittel 1969/1970 ! demnächst zur Beschlußfassung vorgelegt werden. 


Kollisionen 

59 

Grundberührungen etc. 

22 

Betriebsunfälle 

10 


- in V. H. aller Unfallschiffe - 


Die Arbeitsschutzbehörden der Küstenländer schal- 
ten sich unter dem Gesichtspunkt des Arbeitsschut- 
zes seit drei Jahren schon beim Schiffbau verstärkt 
ein. 


c) Durchschnittsgröße der Unfallschiffe in BRT 

1960 : 1 899 BRT 

1969 : 2 073 BRT 

0 1960/1969 : 1 870 BRT 

1970 : 1 658 BRT 

d) Hauptsächliche Ursachen/ Verschulden 

1968 1969 1970 

Schiffsführung 29 30 33 

Lotsen 6 4 5 

Verhalten fremder 

Schiffe 5 12 5 

Wetter/See 25 22 22 

- in V. H. aller Hauptursachen - 


1.7 Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Unfallgefahren in der deutschen Seeschif- 
fahrt drastisch einzudämmen? 

Aus der Antwort zu 1.3 ist ersichtlich, daß die Un- 
fallhäufigkeit in den Jahren seit, 1965 mit einigen 
Schwankungen absolut und prozentual sinkende 
Tendenz gehabt hat. Die Bundesregierung hat keinen 
Anlaß anzunehmen, daß die See-BG den gesetzlichen 
Auftrag, Unfälle zu verhüten, nicht mit allen geeig- 
neten Mitteln erfüllt. 


! 1.8 Ist die Bundesregierung bereit, die für die Ar- 

I beitsschutzbehörden notwendigen Rechtsver- 

ordnungen nach § 143 Abs. 1 Nr. 7 bis 10, 14 
und 15 in Verbindung mit § 102 SeemG noch 
in dieser Legislaturperiode zu erlassen? 

Die Bundesminister für Verkehr und für Arbeit und 
Sozialordnung bereiten eine Verordnung über die 
Besetzung von Kauffahrteischiffen mit Schiffsleuten, 
deren berufliche und fachliche Ausbildung vor (§ 142 
Abs. 1 SeemG). In dieser Verordnung wird eine 
Schiffsbesatzung vorgesehen, die unter Berücksich- 
tigung des Arbeitsschutzes und zur Vermeidung 
übermäßiger Arbeitsbelastung als ausreichend anzu- 
sehen ist (§ 143 Abs. 1 Nr. 7 SeemG). 

Dem Bundesminister für Verkehr und dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung sind bislang 
keine Umstände bekannt geworden, aus denen sich 
ein Bedürfnis zum Erlaß weiterer Arbeitsschutzver- 
ordnungen ergibt. 


1.9 Ist die Bundesregierung bereit, Verhandlungen 
mit den vier Küstenländern zur Schaffung einer 
obersten oder zentralen Arbeitsschutzbehörde 
See - getragen von den vier Küstenländern - 
aufzunehmen, da wir es in der Seeschiffahrt 
mit mobilen Betrieben zu tun haben und des- 
halb u, a. einheitliches Handeln der Länder zur 
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Vermeidung von Nachteilen für Seeleute und 
Reeder wünschenswert wäre? 

Die Bundesregierung befaßt sich seit Erlaß des See- 
mannsgesetzes mit der Frage der zweckmäßigsten 
Organisation der Überwachung der Seeschiffahrt. 
Im Jahre 1962 hat der Bundesbeauftragte für die 
Wirtschaftlichkeit der Verwaltung im Auftrag des 
Bundesministers für Verkehr ein Gutachten „über 
die Wirtschaftlichkeit der Organisation zur Über- 
wachung der Schiffssicherheit" erstattet. Dieses Gut- 
achten ist zu folgendem Ergebnis gelangt: „Ich 
empfehle, die derzeitige Regelung der Überwachung 
der Schiffssicherheit grundsätzlich beizubehalten. Sie 
hat sich seit Jahrzehnten bewährt. In der Organisa- 
tionsform liegende, begründete Beanstandungen ha- 
ben weder der Bundesminister für Verkehr noch die 
Vertreter der Reeder oder der Arbeitnehmer vor- 
getragen.*" 

Der Bundesregierung sind bisher keine Umstände 
berichtet worden, aus denen sich die Notwendigkeit 
ergibt, eine neue für die Handelsflotte einheitlich 
zuständige Stelle zu schaffen. 


2.1 Wie hoch waren 1970 (auch im Vergleich zu 
den Vorjahren) in der deutschen Seeschiffahrt 
in absoluten und relativen Zahlen die festge- 
stellten Verstöße gegen die Arbeitsschutzvor- 
schriften und im besonderen die festgesteliten 
Verstöße gegen die Arbeitszeitvorschriften, 
und wie verteilen sie sich auf die einzelnen 
Schiffsgruppen im Sinn der Frage 1.4? 

Die obersten Arbeitsbehörden der Küstenländer ha- 
ben nachstehende Verstöße gegen Arbeitsschutzvor- 
schriften berichtet: 


Verstöße 1970 - in Klammern 1969 - 


Land 

ins- 

gesamt 

davon gegen 
Arbeitszeit- 
vorschriften 

V. H. 

Bremen 

1 435 

2 

0,14 


(1 003) 

(22) 

(2,19) 

Hamburg 

6 116 

183 

3,0 


(3 658) 

(140) 

(3,8) 

Niedersachsen 

2 588 

262 

10,12 


(1 972) 

keine Angabe 


Nordrhein- 


keine Angaben 


Westfalen 




Schleswig- 

6311 

865 

13,7 

Holstein 

(5 700) 

(816) 

(14,31) 


Die Arbeitsschutzbehörden führen keine Statistik im 
Sinne der Frage 1.4. 


2.2 Wieviele Arbeitnehmer in der deutschen See- 
schiffahrt sind von der Vorschrift des § 138 
SeemG betroffen und müssen täglich minde- 
stens zwölf Stunden gesetzlichen Wachdienst 
neben der übrigen Tätigkeit leisten? 

§138 SeemG läßt unter den dort genannten Voraus- 
setzungen eine tägliche Seearbeitszeit, d. h. Wache 
und sonstige Tätigkeit bis zu 12 Stunden zu. Die 


Zahl der betroffenen Arbeitnehmer ist nicht be- 
kannt. Die Anzahl der Schiffe zwischen 300 und 1000 
BRT Raumgehalt betrug am 1. Januar 1972 1038, 
davon 176 nach dem Fahrterlaubnisschein im 3- Wa- 
chengebiet. Als 2- Wachenschiffe im Sinne des § 138 
SeemG kommen damit 862 Schiffe in Betracht. 


2.3 Wieviele Arbeitnehmer sind wie unter Frage 
2.2 betroffen, deren Fahrzeuge nicht im Sinne 
des § 138 SeemG Zwei-Wachen-Schiffe sind 
und aufgrund anderer Vorschriften die Erlaub- 
nis erhalten haben, als Zwei-Wache-Schiffe 
eingesetzt zu werden, und, falls es diese gibt, 
mit welcher Rechtsgrundlage wird in diesen 
Fällen § 138 SeemG angewandt, und weshalb 
wird § 85 SeemG in Verbindung mit § 10 
SeemG dann abgedungen? 

Nach § 139 SeemG fällt auch ein Teil der Bergungs- 
fahrzeuge sowie der See- und Bergungsschlepper un- 
ter die Regelung des § 138 SeemG. Generelle Erwei- 
terungen gibt es nicht. In Einzelfällen erteilte quan- 
titative Ausnahmegenehmigungen für Schiffsoffi- 
ziere verändern die Eigenschaft eines Schiffes als 
3- Wachenschiff nicht. 


2.4 Wieviele Tage im Monat werden die Besat- 
zungsmitglieder auf Zwei-Wachen-Schiffen auf 
See und im Hafen mit einem zwölfstündigen 
Wachdienst belegt, und wie hoch sind durch- 
schnittlich die von den Arbeitsschutzbehörden 
festgestellten darüber hinaus geleisteten Mehr- 
arbeitsstunden auf diesen Schiffen? 

Zu Teil 1 der Frage liegen der Bundesregierung 
keine Angaben vor. Die von den Besatzungsmitglie- 
dern auf 2-Wachenschiffen monatlich geleisteten 
Überstunden werden von den Arbeitsschutzbehör- 
den der Länder Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein auf etwa 40 bis 60 Stunden geschätzt. Von den 
Arbeitsschutzbehörden der übrigen Küstenländer 
liegen keine Angaben vor. 


2.5 Inwieweit sind diese Arbeitszeiten auf den 
Schiffen unter den Fragen 2.1 bis 2.4 nach Auf- 
fassung der Bundesregierung zumutbar? 

Da konkrete Angaben fehlen, kann zur Frage der 
Zumutbarkeit keine Stellung genommen werden. 
Eine regelmäßig über die nach § 138 SeemG zuläs- 
sige Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit ist nicht 
vertretbar. 


2.6 Trifft es zu, daß immer mehr Fahrzeuge gemäß 
§ 138 SeemG immer kürzere Liegezeiten haben 
oder haben werden aufgrund des sich in die- 
sem Bereich besonders rapide abzeichnenden 
Strukturwandels (Container-, Roll-On, Roll-Off- 
Fahrzeuge u. ä.) und, wenn ja, ist dann die 
Vorschrift für diesen Bereich noch vertretbar? 

Am 1. Januar 1972 wurden etwa 250 Container- 
sowie Roll-On-, Roll-Off-Fahrzeuge bis zu einer Ver- 
messung von 1000 BRT gezählt, über das Verhältnis 
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der See- und Hafentage dieser Fahrzeuge liegen der | 
Bundesregierung keine Angaben vor. Erst nach Vor- i 
liegen konkreter Angaben über das Verhältnis der | 
See- und Hafentage wird geprüft werden können, | 
ob die Vorschriften des § 138 SeemG noch vertretbar | 
sind. 


3.1 In welchem Umfang ist die Zahl der auslän- 
dischen Arbeitnehmer - absolut und relativ - 
in der Zeit vom 31. Dezember 1961 bis 31. 
Dezember 1971 gestiegen, und wieviele dieser 
Arbeitnehmer kommen aus nicht der EWG 
angeschlossenen Ländern? 

Die Zahl der insgesamt in der Seeschiffahrt ohne 
Seefischerei beschäftigten Ausländer betrug am 
31. Dezember 1961 1422, davon 75 aus EWG-Staaten 
(hier sowie auch bei den Angaben zu 3.3 und 3.6 
sind die Angehörigen der Staaten der erweiterten 
EWG berücksichtigt). Am 31. Dezember 1971 betrug 
die Gesamtzahl 11 587, davon 1008 aus EWG-Staa- 
ten. Die jährliche Zunahme betrug in den Jahren 
1962 bis 1968 zwischen 700 und 900 (ausgenommen 
1967 - Rückgang um 757), um dann 1969 um rund 
2000, 1970 um rund 3000 zu steigen. 1971 betrug die 
Zunahme nur noch 284, davon 267 aus EWG-Staa- 
ten. 


3.2 Wie gliedert sich das Gesamtbordpersonal 
nach Berufsgruppen in absoluten und relativen 
Zahlen in deutsche und ausländische Seeleu- 
te? 

Die Anzahl ausländischer Arbeitnehmer in der deut- 
schen Seeschiffahrt ohne Seefischerei liegt z. Z. bei 
etwa 25 v. H. der Gesamtzahl. Im einzelnen ergibt 
sich für die vergangenen drei Jahre folgendes: 


3.3 Um wieviele Arbeitnehmer hat sich die Ge- 
samtzahl der Beschäftigten in der deutschen 
Seeschiffahrt im Vergleich zu den beiden Vor- 
jahren verringert, und wie verteilt sich dies 
auf die einzelnen Berufsgruppen, aufgegliedert 
nach Seeleuten aus Deutschland, den EWG- 
Staaten und der EWG nicht angeschlossenen 
Staaten? 

Die Gesamtzahl der Beschäftigten in der deutschen 
Seeschiffahrt (ohne Seefischerei) entwickelte sich 
von 46 585 am 31. Dezember 1969 über 49 085 am 
31. Dezember 1970 auf 45 981 am 31. Dezember 1971. 
Die Zahl der aus EWG-Staaten kommenden Aus- 
länder stieg während dieser Zeit von 560 (1969) über 
741 (1970) auf 1008 (1971), die der aus Nicht-EWG- 
Staaten von 7336 (1969) über 10 562 (1970) auf 10 579 
(1971). Hinsichtlich der Aufteilung wird auf die 
Übersicht unter 3.2 verwiesen. 


3.4 Wie hoch ist die Zahl der arbeitslosen Seeleute 
in der deutschen Seeschiffahrt, aufgegliedert 
nach Berufs- und Altersgruppen und nach Na- 
tionalitäten im Vergleich zu 1969, 1970 und 
1971? 

Nach einem Bericht der See-Berufsgenossenschaft 
(See-Krankenkasse), der nach § 161 des Arbeits- 
förderungsgesetzes von den Arbeitsämtern im ge- 
samten Bundesgebiet die Zahl der bei ihr versicher- 
ten Leistungsempfänger gemeldet werden, waren 


am 

31. 12. 1969 

1189 

am 

31. 12. 1970 

1322 

am 

31. 12. 1971 

1765 


Seeleute arbeitslos. 

Eine Aufgliederung der Zahlenangaben nach Berufs- 
und Altersgruppen und nach Nationalitäten ist auch 
nach Mitteilung der Bundesanstalt für Arbeit nicht 
möglich. 




Deutsche 


Ausländer 


Insgesamt 

Kapitäne und 

7 074 

(31. 12. 71) 

470 

(31. 12. 71) 

7 544 

(31. 12. 71) 

Schiffsoffiziere 

7 075 

(31. 12. 70) 

338 

(31. 12.70) 

7 413 

(31. 12. 70) 

(Nautischer Dienst) 

7 040 

(31. 12. 69) 

111 

(31. 12. 69) 

7 151 

(31. 12.69) 

Schiffsoffiziere 

4 972 

(31. 12. 71) 

484 

(31. 12. 71) 

5 456 

(31. 12. 71) 

(Maschinen-Dienst) 

5 035 

(31. 12. 70) 

325 

(31. 12. 70) 

5 360 

(31. 12. 71) 


4 949 

(31. 12.69) 

119 

(31. 12. 69) 

5 068 

(31. 12. 69) 

Mannschaften (Deck) 

8 480 

(31. 12. 71) 

6 476 

(31. 12. 71) 

14 956 

(31. 12, 71) 


9 962 

(31. 12. 70) 

6 526 

(31. 12. 70) 

16 488 

(31. 12. 70) 


10 494 

(31. 12. 69) 

4 734 

(31. 12. 69) 

15 228 

(31. 12. 69) 

Mannschaften (Maschine) 

5 000 

(31. 12. 71) 

1 568 

(31. 12. 71) 

6 568 

(31. 12. 71) 


5 949 

(31. 12. 70) 

1 565 

(31. 12. 70) 

7 514 

(31. 12. 70) 


6210 

(31. 12. 69) 

1 026 

(31. 12. 69) 

7 236 

(31. 12. 69) 

Sonstiges Personal 

8 868 

(31. 12. 71) 

2 589 

(31. 12. 71) 

11 457 

(31. 12. 71) 


9 761 

(31. 12. 70) 

2 549 

(31. 12. 70) 

12 310 

(31. 12. 70) 


9 996 

(31. 12. 69) 

1 906 

(31. 12. 69) 

11 908 

(31. 12. 69) 
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3.5 Wieviele arbeitsuchende und arbeitslose deut- 
sche Seeleute sind im Verhältnis zu den drei 
Vorjahren in andere Berufe vermittelt worden, 
und worauf ist diese Entwicklung zurückzu- 
führen? 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat hierzu u. a. be- j 
richtet: 

Die Vermittlung arbeitsuchender und arbeitsloser 
deutscher Seeleute in andere Berufe wird statistisch 
nicht erfaßt. 

Allgemein kann nach den Erfahrungen der Landes- ; 
arbeitsämter Schleswig-Holstein-Hamburg und Nie- j 
dersachsen-Bremen gesagt werden, daß das Be- j 
streben der deutschen Seeleute, aus der Seeschiff- | 
fahrt abzuwandern, nach wie vor verhältnismäßig 
groß ist. Dies trifft sowohl auf Patentinhaber als 
auch auf Seeleute im Mannschaftsstand zu. Ein er- 
heblicher Prozentsatz der Seeleute kehrt bereits im 
Alter von 30 bis 40 Jahren, teilweise sogar noch 
früher, von der Seeschiffahrt ab. Die durchschnitt- 
liche Verweildauer eines Nautikers liegt bei ca. acht 
Jahren; innerhalb der letzten 20 Jahre sind etwa 
4500 Inhaber großer Patente abgewandert. Die 
Gründe sind vor allem im familiären Bereich, in der 
Erwartung besserer persönlicher Entfaltungsmöglich- 
keiten an Land, aber auch in der derzeitigen Un- 
sicherheit über künftige Beschäftigungsaussichten in 
der Seeschiffahrt (Schiffsverkäufe und -Stillegungen, 
Fahren unter fremder Flagge) zu suchen. 


3.6 Trifft es zu, daß die Zahl der ausländischen 
Seeleute in der deutschen Seeschiffahrt ständig 
zunimmt und gleichzeitig die Arbeitslosenziffer 
bei deutschen Seeleuten, insbesondere auf dem i 
Mannschaftssektor, kontinuierlich im Steigen 
begriffen ist, und, wenn ja, wie erklärt sich 
die Bundesregierung diese Entwicklung? 

Einem Bericht der Bundesanstalt für Arbeit ist 
folgendes zu entnehmen: 

Die Annahme, daß die Zahl beschäftigter ausländi- 
scher Seeleute auf Kosten arbeitsloser deutscher 
Seeleute zunähme, trifft grundsätzlich nicht zu. Die 
Entwicklung der Beschäftigung ausländischer See- 
leute in der deutschen Seeschiffahrt entspricht im 
wesentlichen der auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. 
Die Zunahme der Ausländerbeschäftigung in diesem 
Bereich ist in den vergangenen Jahren überwiegend 
auf die jahrelang angespannte Personallage in der 
deutschen Seeschiffahrt zurückzuführen. Erst gegen 
Ende des Jahres 1971 brachten die veränderten wirt- 
schaftlichen und strukturellen Gegebenheiten eine 
gewisse Entlastung des Arbeitsmarktes bei Patent- 
inhabern und Mannschaftsdienstgraden. 

Die Verringerung der Zahl der deutschen Schiffe und 
das Fahren unter fremder Flagge bleiben nicht ohne 
Einfluß auf die Beschäftigungslage. Von Entlassun- 
gen werden deutsche und ausländische Seeleute 
gleichermaßen betroffen. Nach den Beobachtungen 
der Heuerstellen werden jedoch mehr Deutsche als 
Ausländer eingestellt. Dies schließt nicht aus, daß 
im Einzelfall bewährte ausländische Seeleute we- 


niger geeigneten deutschen Seeleuten vorgezogen 
werden. 


3,7 Trifft es zu, daß im Gegensatz zum Mann- 
schaftsbereich nach wie vor ein Bedarf an 
nautischen und technischen Schiffsoffizieren 
vorhanden ist, und wieviele Schiffsoffiziere 
fehlen in den einzelnen Bereichen (Große, 
Mittlere und Kleine Fahrt), um die Fahrzeuge 
gemäß den geltenden Vorschriften zu be- 
setzen? 

Ja. 

Unter Einrechnung einer notwendigen Reserve für 
Urlaub und Krankheitsfälle von SSVs v. H. besteht 
eine Lücke von etwa 15 v. H. bei nautischen und 
13,8 V. H. bei maschinentechnischen Schiffsoffizieren. 


3.8 Wieviele deutsche nautische und technische 
Schiffsoffiziere sind auf die im Jahre 1971 ins 
Ausland verkauften oder ausgeflaggten Schiffe 
durch die ehemaligen Eigentümer verpflichtet 
worden? 

Dazu liegen der Bundesregierung keine Angaben 
vor. 


3.9 Erteilt der Bundesminister für Verkehr Aus- 
nahmegenehmigungen für qualitative und 
quantitative Unterbesetzung oder Ausnahme- 
genehmigungen an ausländische Patentinhaber 
für Reedereien, die einen Teil ihrer Flotte 
unter deutscher Flagge belassen haben, obwohl 
diese Reedereien deutsche Patentinhaber auf 
ihren ausgeflaggten Schiffen beschäftigen? 

Der Bundesminister für Verkehr hat seit geraumer 
Zeit die zuständigen Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen angewiesen, bei Reedereien, die in letzter 
Zeit einen Teil ihrer Schiffe unter ausländische 
Flagge gestellt haben, bei der Gewährung von Aus- 
nahmegenehmigungen bzw. bei der Zulassung von 
ausländischen Patentinhabern besonders strenge 
Maßstäbe anzulegen. Sollten die von Fall zu Fall 
anzustellenden Ermittlungen ergeben, daß der 
antragstellende Reeder das Abwandern von deut- 
schen Patentinhabern unter ausländische Flaggen 
hätte verhindern und Personallücken auf seinen 
unter der Bundesflagge verbleibenden Schiffen hätte 
schließen können, so werden Anträge auf Minder- 
besetzung oder Zulassung von ausländischen Patent- 
inhabern mit der Begründung zurückgewiesen, daß 
die betreffenden Personallücken auf einem vom 
Reeder zu vertretenden Umstand im Sinne des § 32 
SBAO beruhe. 


3.10 Ist die Bundesregierung bereit, die Arbeits- 
erlaubnisverordnung vom 13. Februar 1971 so 
zu ändern, daß auch für die ausländischen 
Arbeitnehmer in der deutschen Seeschiffahrt 
die Arbeitserlaubnisverpflichtung gilt, um 
möglicherweise ein Regulativ für den see- 
männischen Arbeitsmarkt für den Fall zur 
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Verfügung zu haben, daß es zu weiteren er- 
heblichen Strukturveränderungen dieses Ar- 
beitsmarktes kommt? 


es, daß in den Leuchtfeuerverzeichnissen im 
Vorwort nunmehr ausdrücklich darauf aufmerk- 
sam gemacht wird, daß eine Gewähr für die 
Richtigkeit der Angaben nicht mehr übernom- 
men wird? Wenn ja, wie ist dies mit dem Ge- 
setz über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt zu vereinbaren, und 
was soll getan werden, diese Mängel umgehend 
abzustellen? 


3.11 Liegen bereits entsprechende Anträge zur 
Einführung der Arbeitserlaubnis auch für die 
Seeschiffahrt vor, oder ist die Bundesregierung 
bereit, eigene Vorschläge zu erarbeiten, um 
ihre Verpflichtungen aus dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz vollinhaltlich auch für die deut- 
sche Seeschiffahrt erfüllen zu können? 

Der Bundesregierung ist vorgeschlagen worden, für 
ausländische Seeleute die Arbeitserlaubnispflicht 
einzuführen. Die Prüfung des Vorschlages ist noch 
nicht abgeschlossen. Nach dem bisherigen Ergebnis 
der Prüfung würde die Verwirklichung des Vor- 
schlages mit erheblichen Schwierigkeiten und Unzu- 
länglichkeiten verbunden sein. Das gilt vor allem 
für die sehr häufigen Fälle, in denen ausländische 
Seeleute in ausländischen Häfen an Bord eines 
deutschen Schiffes gehen. 


4.1 Trifft es zu, daß bereits am 23. September 1966 
der Ausschuß des Seeverkehrsbeirates für 
Angelegenheiten des Deutschen Hydrographi- 
schen Instituts (DHI) eine Entschließung ge- 
faßt hatte, in der der Bundesminister für Ver- 
kehr gebeten wurde, sich von den tatsächlichen 
Bedürfnissen der Seefahrt leiten zu lassen und 
die erforderlichen Schritte baldmöglichst vor- 
zunehmen? Insbesondere eine Vermehrung 
des Personals der nautischen Abteilung des 
DHI wurde für dringend notwendig gehalten, 
weil festgestellt wurde, daß die für die Sicher- 
heit der Schiffahrt unumgänglichen Anforde- 
rungen nicht in dem erwarteten Maße berück- 
sichtigt worden sind? Wenn ja, warum ist bis 
jetzt nichts daran geändert? 

4.2 Trifft es weiterhin zu, daß im Jahre 1971 eine 
erneute Entschließung ähnlichen Inhalts ver- 
abschiedet wurde, und ist die Bundesregierung 
bereit, den Inhalt beider Entschließungen dem 
Bundestag bekanntzugeben? 

Der Wortlaut der einschlägigen Entschließungen des 
Ausschusses des Seeverkehrsbeirates für die Ange- 
legenheiten des DHI vom 23. September 1966, 
12. November 1969 und 11. November 1971 ist als 
Anlage 1 bis 3 beigefügt. 

über die Organisation und Personalausstattung des 
DHI hat der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlich- 
keit der Verwaltung (BWV) im Juli 1966 ein Gut- 
achten erstattet, das anstelle einer Abteilung eine 
Nautische Gruppe und in diesem Bereich keine Stel- 
lenvermehrungen vorsah. Dementsprechend ist bis- 
her keine Stellen Vermehrung in der Nautischen 
Gruppe erfolgt. Ein personeller Mehrbedarf war 
vom BWV dagegen in den wissenschaftlichen Auf- 
gabengebieten des DHI festgestellt worden. Diese 
Stellen wurden inzwischen bewilligt. 


4.3 Trifft es zu, daß im Bereich des Leuchtfeuer- 
verzeichnisses des DHI der Personalstand seit 
1949 nahezu unverändert ist und daß seitdem 
in diesem Bereich eine Zunahme der Aufgaben 
um ca. 300 Prozent gegeben ist, und stimmt 


4.4 Trifft es zu, daß sogar beabsichtigt ist, die 
Haushaltsmittel z. B. für die Erstellung der 
Leuchtfeuerverzeichnisse zu kürzen? Wenn ja, 
wie soll die Schiffahrt dann nach Vorstellung 
der Bundesregierung mit zuverlässigen und 
brauchbaren nautischen Hilfsmitteln versehen 
werden? 

Im Sachgebiet „Verzeichnis der Leuchtfeuer und 
Signalstellen" sind seit 1954 drei Kräfte gegenüber 
zwei im Jahr 1949 tätig. Der Arbeitsanfall hat sich 
seit 1949 etwa verfünffacht. Die Mehrarbeit konnte 
teilweise durch Rationalisierung aufgefangen wer- 
den. Es werden 14 Bände herausgegeben. Eine jähr- 
liche Neuherausgabe wird angestrebt. Alle Ände- 
rungen werden aber in den wöchentlich erscheinen- 
den Nachrichten für Seefahrer bekanntgemacht, so 
daß - auch bei einer Verzögerung der jährlichen 
Neuherausgabe - die Verzeichnisse auf dem neue- 
sten Stand gehalten werden können. 

Da es der instituteigenen Druckerei nicht möglich 
ist, das Gesamtwerk zügig neu herauszugeben, wur- 
den für das Haushaltsjahr 1973 Mittel ein geplant, 
um einige Leuchtfeuerverzeichnisse außerhalb des 
DHI drucken zu lassen. 

In den Leuchtfeuerverzeichnissen und anderen nau- 
tischen VerÖ.ffentlichungen wird im Vorwort seit 
langem darauf hingewiesen, daß es nicht immer 
möglich ist, die Werke auf dem neuesten Stand zu 
halten. 

Die Vermerke lauten z. B.: 

Das Verzeichnis der Leuchtfeuer und Signal- 
stellen wird nach Möglichkeit auf dem neuesten 
Stand und frei von Irrtümern gehalten. Eine 
unbedingte Gewähr für die Richtigkeit kann je- 
doch nicht übernommen werden. Daher muß bei 
der Navigation stets mit der Möglichkeit von 
unzutreffenden Angaben gerechnet werden; so- 
fern verschiedene Veröffentlichungen inhaltlich 
einander widersprechen, sind zunächst die für die 
Schiffsführung ungünstigsten Angaben anzu- 
nehmen. 

Ein Widerspruch zum Gesetz über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt liegt nicht 
vor, da keine Gewähr für die Richtigkeit und Voll- 
ständigkeit der von Dritten (ausländische Dienst- 
stellen und Schiffsberichte) eingehenden Daten über- 
nommen werden kann. 

In der gleichen Lage sind alle hydrographischen 
Dienste. 


4.5 Trifft es zu, daß das deutsche Seekartenwerk 
des DHI von ähnlichen Maßnahmen betroffen 
ist, dieses deshalb immer mehr eingeschränkt 
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wird bzw. Karten wegen Bearbeitungsschwie- 
rigkeiten zeitweilig zurückgezogen werden und 
Seekarten neuerdings mit Aufklebern oder 
Stempeln versehen werden: „Karte ist nicht 
berichtigt, Vorsicht bei Benutzung"? Wenn 
ja, wer trägt die Verantwortung für Unfälle, 
die sich aus unberichtigten Seekarten ergeben? 

Das deutsche Seekartenwerk umfaßt z. Z. 1028 käuf- 
liche Seekarten, davon 69 von deutschen Küsten und 
959 von fremden Küsten. 

Darüber hinaus macht das DHI durch die deutschen 
Nachrichten für Seefahrer für diejenigen Küsten- 
gebiete und Häfen, für die es keine deutschen See- 
karten gibt, die zwischenzeitlich notwendig werden- 
den Berichtigungen fremder Seekarten bekannt. 

Es handelt sich hier um rund 1000 Seekarten (briti- 
sche, norwegische, dänische, französische, schwedi- 
sche, niederländische, kanadische, australische und 
neuseeländische). Die 959 deutschen Seekarten von 
fremden Küsten werden aufgrund der eingehenden 
Seekarten anderer hydrographischer Dienste auf 
dem laufenden gehalten. Der dabei entstehende 
natürliche Rückstand steigt beim DHI - wie bei allen 
hydrographischen Diensten - stark an; z. Z. sind 
noch 2000 Seekarten auszuwerten. 

Z. Z. kann nur bestätigt werden, daß nicht beabsich- 
tigt ist, die Mittel für das deutsche Seekartenwerk 
zu kürzen. Für 1973 wird eine Erhöhung der Mittel 
angestrebt. 

Die Aufkleber, die auf 23 von 959 deutschen See- 
karten fremder Seegebiete angebracht werden, ent- 
halten folgenden Wortlaut: 

Die Karte (der Plan/das Tiefenbild) ist teilweise 
veraltet. Bis zum Erscheinen als „neue Ausgabe" 
ist mit besonderer Vorsicht zu navigieren. 

Dadurch werden die Schiffsführungen darauf auf- 
merksam gemacht, daß es vor Befahren des auf der 
Karte dargestellten Gebietes notwendig ist, sich 
über inzwischen durch Nachrichten für Seefahrer 
bekanntgegebene Änderungen zu unterrichten oder 
neuere ausländische Seekarten zu erwerben. 

23 von 25 derart überalterten Karten wurden - vor- 
übergehend - aus dem Verkehr gezogen, darunter 
neun Karten von Norwegen, drei von Afrika und 
fünf von Amerika. Z. Z. haben zwei Seekarten des 
DHI einen roten Aufkleber, der jeweils einen von 
mehreren Hafenplänen betrifft, die auf zwei Karten 
von Puerto Rico und Ecuador abgebildet sind. 

Bei der Benutzung von Seekarten anderer hydro- 
graphischer Dienste durch deutsche Schiffsführungen 
entsteht aber das Problem, die deutsche Schiffahrt 
über notwendig werdende Berichtigungen dieser 
Karten zu unterrichten, weil die deutschen Schiffs- 
führungen nicht zugleich auch die Nachrichten für 
Seefahrer anderer Staaten regelmäßig beziehen und 
auswerten können. Die Entlastung des DHI bei der 
Seekartenfortführung ist in diesem Fall mit einer 


Belastung des Sachgebietes „Nachrichten für See- 
fahrer" verbunden. 

Bei allen hydrographischen Diensten der Welt 
liegen zwisdien der Neuvermessung und der Her- 
ausgabe von neuen Karten z. T. viele Monate. So- 
fern jedoch im DHI schiffahrtsgefährdende Einzel- 
heiten bei der Auswertung fremder Seekarten oder 
der eigenen Seevermessung festgestellt werden, gibt 
das DHI diese vorab über Nachrichten für Seefahrer 
bekannt. 


4.6 In welchem Umfang wird der nautische Funk- 
dienst von Mitteleinsparungen betroffen, und 
wie will man in diesem Fall die Sicherheit der 
Schiffahrt zukünftig gewährleisten? 

Der Nautische Funkdienst des DHI gilt in Aus- 
stattung (praxisgerechte Darbietung) und Zuver- 
lässigkeit (kurzfristige Berichtigung) als einer der 
besten der Welt, 

Die benötigten Haushaltsmittel werden zur Ver- 
fügung stehen. 


4.7 Hält die Bundesregierung die bisherige Wahr- 
nehmung ihrer gesetzlichen Verpflichtungen in 
diesem Bereich für ausreichend, und, wenn 
nein, wann und wie will sie die Verhältnisse 
ändern? 

Die Bundesregierung betrachtet die Erfüllung der 
Aufgaben, die der Sicherheit der Schiffahrt dienen, 
als vordringlich. Alle hydrographischen Dienste der 
Welt sehen sich aber seit Jahren einer ständig wach- 
senden Menge von hydrographischen Daten und 
Informationen gegenüber, deren sofortige Ver- 
arbeitung immer schwieriger geworden ist. Von 
dieser Tatsache ausgehend, ist die Bundesregierung 
der Auffassung, ihre gesetzlichen Verpflichtungen 
auf diesem Gebiet erfüllt zu haben. Sie ist jedoch 
laufend um Verbesserungen bemüht. So soll z. B. 
auf der bevorstehenden Internationalen Hydro- 
graphischen Konferenz, April 1972, erörtert werden, 
wie die internationale Arbeitsteilung nunmehr auch 
auf die Seekarten mittlerer Maßstäbe und ggf, auch 
auf Seehandbücher erweitert werden kann. Die Be- 
mühungen werden sich aber erst nach 10 bis 15 
Jahren voll auswirken können. 

Die Bundesregierung verfolgt den Grundsatz, daß 
das deutsche Seekartenwerk zur Sicherung und Er- 
leichterung der deutschen Schiffahrt, für deren Be- 
lange sich der Deutsche Bundestag wiederholt nach- 
drücklich eingesetzt hat, bis zum Vorliegen eines 
abgewogenen Planes für eine internationale Arbeits- 
teilung die bisherigen deutschen Seekarten fort- 
führen und auf dem laufenden halten soll. 

In Vertretung 

Wiltrock 
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Anlage 1 


Der Ausschuß des Seeverkehrsbeirates für die Ange- 
legenheiten des Deutschen Hydrographischen Insti- 
tutes betrachtet mit großer Sorge die wachsende 
Diskrepranz zwischen den Anforderungen der deut- 
schen Seeschiffahrt, umfassend Handelsflotte, See- 
fischerei und Bundesmarine, hinsichtlich ihrer nau- 
tischen Förderung gemäß dem Aufgabengesetz vom 
24. Mai 1965 und der diesbezüglichen Leistungs- 
fähigkeit der Nautischen Abteilung des Deutschen 
Hydrographischen Institutes. 

Der Ausschuß stellt mit Bedauern fest, daß diese 
insbesondere für die Sicherheit der Schiffahrt unum- 
gänglichen Anforderungen bei der Überprüfung des 


Deutschen Hydrographischen Institutes durch den 
Bundesbeauftragten für die Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung - soweit bisher bekannt - nicht in dem 
erwarteten Maße berücksichtigt worden sind. 

Er bittet daher den Bundesminister für Verkehr, sich 
bei seinen Maßnahmen von den tatsächlichen Be- 
dürfnissen der Seefahrt leiten zu lassen und die 
erforderlichen Schritte baldmöglichst vorzunehmen. 

Insonderheit wird eine Vermehrung des Personals 
der Nautischen Abteilung des Deutschen Hydro- 
graphischen Institutes und die angemessene Dotie- 
, rung ihrer Planstellen für dringend notwendig ge- 
I halten. 


Entschließung 

des Ausschusses des Seeverkehrsbeirates für die Angelegenheiten des DHI 
auf der 22. Sitzung am 23. September 1966 


Anlage 2 


Entschließung 

des Ausschusses des Seeverkehrsbeirates für die Angelegenheiten des DHI 
auf der 25. Sitzung am 12. November 1969 


Der Ausschuß des Seeverkehrsbeirates für die An- j 
gelegenheiten des DHI beschließt in Anlehnung an j 
seine Entschließung vom 23. September 1966, erneut j 
an den Herrn Bundesminister für Verkehr heranzu- 
treten. 

Der Ausschuß stellt mit Besorgnis fest, daß trotz 
der angeführten Entschließung und trotz der grund- 
sätzlich positiven Einstellung des Herrn Bundes- 
ministers für Verkehr zu diesem Problem die Nau- 
tische Abteilung des DHI bisher nicht den tatsäch- 
lichen Bedürfnissen entsprechend personell verstärkt 
worden ist. 

Seit 1966 sind die nautischen Anforderungen der 


Handelsflotte, Seefischerei und Bundesmarine erheb- 
lich gewachsen. Erfahrungen der letzten Zeit haben 
gezeigt, daß beim DHI eingegangenes Material aus 
Personalmangel nicht umgehend hat bearbeitet und 
veröffentlicht werden können. Dies führt in steigen- 
dem Maße zu einer Gefährdung der Sicherheit der 
Seeschiffahrt, wie u. a. einige Untersuchungen von 
Seeunfällen deutlich gemacht haben. 

Nachdrücklich bittet der Ausschuß den Herrn Bun- 
desminister für Verkehr nochmals, für die dringende 
Vermehrung der Mittel und des Personals der Ab- 
teilung N Sorge zu tragen sowie die Bewertung der 
Stellen der der anderen Abteilungen anzugleichen. 


Anlage 3 


Entschließung 

des Ausschusses des Seeverkehrsbeirates für die Angelegenheiten des DHI 
auf der 26. Siztung am 11. November 1971 


Aus den Referaten der 26. Sitzung des Ausschusses 
des Seeverkehrsbeirates für die Angelegenheiten 
des DHI ergibt sich für den Ausschuß, daß seine 
Hinweise, die dem Herrn Bundesminister für Ver- 
kehr am 23. September 1966 und 12. November 1969 
zugeleitet wurden, bislang den erwarteten Erfolg 
nicht gehabt haben. 

Der Ausschuß fühlt sich verpflichtet, nochmals und 
mit besonderem Nachdruck auf die zunehmend be- 
denkliche Lage hinzuweisen. 

Trotz der bereits eingeleiteten Rationalisierungs- 
maßnahmen mußte das DHI aus Sicherheitsgründen 
bereits 23 Seekarten aus dem Verkehr ziehen. 


Informationen aus ca. 2000 ausländischen Seekarten 
können z. Z. zur Berichtigung der deutschen Ver- 
öffentlichungen nicht ausgewertet werden. 

Der Ausschuß befürchtet, daß die Zuverlässigkeit 
der deutschen Seekarten und Seebücher rasch ab- 
nimmt und weitere Teile aus dem Verkehr gezogen 
werden müssen. 

Der Ausschuß bittet den Bundesminister für Verkehr, 

; alle Maßnahmen zu ergreifen, um den drohenden 
Verfall dieses für die Sicherheit der Seeschiffahrt 
unabdingbaren, national und international aner- 
kannten Informationswerkes aufzuhalten. 
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